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China und Russland gegen
militärische Intervention
Peking. China und Russland sind gegen eine
militärische Einmischung anderer Länder in
Syrien. Beim Besuch des russischen Präsiden-
ten Wladimir Putin in Peking sagte der Spre-
cher des chinesischen Außenministeriums,
Liu Weimin, am Dienstag vor der Presse: „Bei-
de Seiten lehnen eine militärische Interventi-
on von außen und einen gewaltsamen Regime-
wechsel ab.“ Die Krise in Syrien solle durch
Konsultationen zwischen den verschiedenen
Parteien angemessen gelöst werden. China
und Russland forderten ein möglichst schnel-
les Ende der Gewalt und die Aufnahme eines
politischen Dialogs. Beide Länder spielten ei-
ne „positive Rolle“ bei der Lösung der Syrien-
Frage, hob der Sprecher hervor. − dpa

Gefechte in Syrien
immer heftiger
Damaskus/Istanbul. In den Hochburgen der
syrischen Protestbewegung nimmt die Intensi-
tät der Gefechte zwischen Regierungstruppen
und den Rebellen zu. Gleichzeitig mehren sich
die Attentate auf Kommandeure der Regime-
truppen. Die Zahl der syrischen Flüchtlinge in
der Türkei stieg nach türkischen Angaben mit
379 Neuankömmlingen binnen zwei Tagen
auf 26 747. Als Reaktion auf die Ausweisung
syrischer Botschafter aus EU-Staaten erklärte
die Führung in Damaskus gestern Vertreter
Deutschlands und zahlreiche westliche Diplo-
maten zu unerwünschten Personen. Der deut-
sche Botschafter selbst stand aber laut Aus-
wärtigem Amtes nicht auf der Liste. − dpa

Adenauer-Enkel kandidiert für
Freie Wähler zum Bundestag

München. Der Adenauer-
Enkel Stephan Werhahn
will für die Freien Wähler
zur Bundestagswahl 2013
antreten − möglicherweise
sogar als Spitzenkandidat.
Werhahn, der aus der
CDU ausgetreten und den
Freien Wählern beigetre-
ten ist, kündigte seine

Kandidatur gestern in München an. Der Enkel
des ersten deutschen Bundeskanzlers Konrad
Adenauer lebt seit fünf Jahren in München
und soll hier auch einen Wahlkreis bekom-
men. Freie-Wähler-Chef Hubert Aiwanger
schloss auf Nachfrage auch nicht aus, dass
Werhahn als Spitzenkandidat für die Freien
Wähler antritt. − dpa/F.: dpa

Nahles will Betreuungsgeld
notfalls im Bundesrat stoppen
Berlin. SPD-Generalsekretärin Andrea Nah-
les hat die Ergebnisse des Koalitionstreffens
vom Montag als überflüssig kritisiert. Das von
der CSU geforderte Betreuungsgeld wolle die
SPD auf jeden Fall verhindern. „Wir werden
zumindest prüfen, ob dieses Gesetz nicht doch
zustimmungspflichtig ist im Bundesrat. Und
das bedeutet, wir können eventuell dieses Be-
treuungsgeld noch stoppen“, sagte Nahles ges-
tern im ARD-„Morgenmagazin“. Wenn die
SPD im kommenden Jahr in Regierungsver-
antwortung kommen sollte, würde es auf jeden
Fall zurückgenommen, fügte sie hinzu. Das
Bundeskabinett will den Gesetzentwurf am
heutigen Mittwoch beschließen. − dpa

Netanjahu: Deutsche U-Boote
„sehr wichtig“ für Israel
Berlin. Israels Ministerpräsident Benjamin
Netanjahu hat die von Deutschland an Israel
gelieferten U-Boote als eine sehr wichtige Er-
gänzung der Sicherheit seines Landes bezeich-
net. „Deutschland hat das Bekenntnis zu Is-
raels Sicherheit gerade durch den Verkauf ei-
nes weiteren U-Boots zum Ausdruck ge-
bracht“, sagte Netanjahu der „Bild“-Zeitung.
Israel würde niemals andere Nationen bitten,
für den jüdischen Staat zu kämpfen, betonte
Netanjahu. „Es ist eine große Errungenschaft
des jüdischen Staates, dass wir uns gegen jede
Bedrohung selber verteidigen können.“− dapd

TAGESSCHAU

Am 6. Juni 1944 lan-
den die Alliierten in
der Normandie. Mit
dieser größten
Landeaktion des
Zweiten Weltkriegs
gelingt der entschei-
dende Durchbruch

zur Besetzung Hitler-Deutschlands. Bis Ende
Juni 1944 landen 6000 Schiffe zwischen Caen
und Cherbourg und bringen über 800 000 Sol-
daten zum Einsatz. Die Operation kostet viele
Menschenleben auf beiden Seiten. Trotz des
von Hitler gerühmten „Atlantikwalls“ kämp-
fen die Deutschen einen aussichtslosen
Kampf, vor allem wegen der alliierten Luft-
überlegenheit. Mit der Invasion wird nicht nur
die Befreiung Frankreichs eingeleitet, sondern
auch die Befreiung aller anderen besetzten
Länder Westeuropas. Mit dem gleichzeitigen
Vormarsch der Roten Armee im Osten sind die
Tage des „Dritten Reiches“ gezählt.

Ein Video zum Thema finden Sie im Internet
unter www.pnp.de/jahrestage.

HEUTE VOR . . . 68 JAHREN

Washington. Den USA ist er-
neut ein Schlag gegen das Terror-
netzwerk Al-Kaida gelungen:
Die „Nummer zwei“ der Organi-
sation, Abu Jahja al-Libi, ist tot.
Das bestätigte der Sprecher der
Weißen Hauses, Jay Carney, ges-
tern in Washington, ohne jedoch
Details zu nennen.

Nach inoffiziellen Berichten
wurde der Topterrorist am Mon-
tag bei einem US-Drohnenan-
griff in Pakistan getötet. Laut
Carney schadet dieser „bedeu-
tende Hieb“ immens der Moral

und dem Zusammenhalt Al-Kai-
das und bringt die Gruppe näher
an den „ultimativen Untergang“.
Der Tod von Al-Libi ist einer der
wichtigsten Erfolge der USA im
Anti-Terror-Kampf seit der Li-
quidierung des Al-Kaida-Füh-
rers Osama bin Laden vor gut ei-
nem Jahr. Al-Libi habe eine ent-
scheidende Rolle in den Planun-
gen der Organisation gegen den
Westen gespielt, meinte Carney.
Es gebe bei Al-Kaida niemanden
mit einer ähnlich großen Erfah-
rung. Aus Kreisen des US-Mili-

tärs hieß es, der Luftschlag sei im
Stammesgebiet Nord-Waziris-
tan erfolgt, wie Medien melde-
ten. Zuvor hatten bereits pakis-
tanische Geheimdienstmitarbei-
ter von mindestens 15 Toten be-
richtet. Es war der dritte ameri-
kanische Drohnenangriff
innerhalb von drei Tagen.

Al-Libi hatte nach dem Tod
Bin Ladens und dem Rückzug
von dessen Nachfolger Eiman
al-Sawahiri in Zufluchtsgebiete
im pakistanischen-afghani-
schen Grenzgebiet eine Lücke in

der Führung Al-Kaidas gefüllt.
Der libysche Terrorist, der unter
seinem Kampfnamen bekannt
ist („Al-Libi“ bedeutet „Der Li-
byer“), ist Al-Kaida-Anhängern
sowohl als Kommandeur als
auch als Prediger ein Vorbild. Er
war 2005 mit anderen Terrorver-
dächtigen aus dem US-Militär-
gefängnis im afghanischen Ba-
gram geflohen. Er schloss sich
danach sofort wieder den Terro-
risten an. Al-Libi war in der Ver-
gangenheit oft fälschlicherweise
totgesagt worden. − dpa

US-Drohne tötet Nummer zwei der Al-Kaida
Weißes Haus bestätigt den Tod von Abu Jahja al-Libi in Pakistan − Bedeutender Schlag gegen das Terrornetzwerk

Berlin. Eine Behandlung der
in der Ukraine inhaftierten Op-
positionspolitikerin Julia Timo-
schenko in Deutschland ist der-
zeit nicht absehbar. Er sehe in
Kiew „keine Tendenzen“, Timo-
schenko ausreisen zu lassen,
sagte der Vorstandschef der
Berliner Charité, Karl Max Ein-
häupl. Ein Ärzteteam behan-
delt die 51-Jährige, die an einem
Bandscheibenvorfall leidet.

Ihr Gesundheitszustand ha-
be sich leicht verbessert, teilte
Einhäupl gestern auf einer Pre-
sekonferenz mit. Sie sei zwar
immer noch nicht schmerzfrei,
könne aber mehrere Stunden
am Tag aufstehen. Angewendet
werde derzeit eine passive The-
rapie: Wärmezufuhr, Massage,
Elektrotherapie. Auch leichte
Krankengymnastik gehöre da-
zu. Derzeit sei der Neurologe
Lutz Harms in Charkiw.

Ein großes Problem bleibe
die ständige Überwachung, die
den Aufbau eines vertrauens-
vollen Arzt-Patient-Verhältnis
erschwere. „Wir sind nie allein
mit ihr“, sagte Einhäupl. Timo-
schenko teile das Krankenzim-
mer mit einer anderen Patien-
tin, „von der sie nicht weiß, wel-
che Funktion sie hat“. Überall
seien Videokameras und Wach-
personal. Bei der Visite würden
die Kameras mittlerweile abge-
klebt, berichtete der Charité-
Chef. Timoschenko befürchte
aber, dass versteckte Kameras
im Raum installiert sein könn-
ten. Sie lehne Untersuchungen
ab, bei denen sie sich entklei-
den müsse, da sie Angst habe, es
könnten heimliche Aufnahmen
von ihr veröffentlicht werden.

Auch lasse sie sich kein Blut ab-
nehmen aus Angst vor einer In-
fektion. Sie habe den ehemali-
gen Innenminister Juri Luzenko
erwähnt, der sich in Haft mit ei-
ner Hepatitis infiziert haben
soll. Medikamente würden von
den deutschen Ärzten mitge-
bracht. Timoschenkos Miss-

trauen gegenüber ukrainischen
Ärzten sei groß, sagte Einhäupl.

Die frühere Ministerpräsi-
dentin der Ukraine war im
Herbst 2011 wegen Amtsmiss-
brauchs zu sieben Jahren Haft
verurteilt worden. Die Überprü-
fung des Urteils wurde auf den
26. Juni verschoben. Ob Timo-

Julia Timoschenko geht’s ein bisschen besser

schenko dann prozessfähig sei,
sei schwer einzuschätzen, sagte
Einhäupl. Seine Patientin wolle
nach Kiew verlegt und unter
Hausarrest gestellt werden,
statt im Gefängnis einzusitzen,
berichtete er. Ob die ukraini-
schen Behörden diese Wünsche
erfüllen, ist fraglich. − dapd

Berlin. Bundespräsident Joa-
chim Gauck warnt bei der Ener-
giewende vor einem „Übermaß
an Subventionen“. Das „ehrgei-
zige Projekt, das sich Deutsch-
land als führende Industrienati-
on vorgenommen“ habe, werde
„nicht gelingen allein mit plan-
wirtschaftlichen Verordnun-
gen“, sagte das Staatsoberhaupt
gestern in Bellevue bei der Eröff-
nung der „Woche der Umwelt“.
Nötig seien überzeugende Inno-
vationen und fairer Wettbewerb.

Der Bundespräsident forderte
zudem, einen „verlässlichen po-
litischen Rahmen zu setzen −
und zwar so, dass Schädliches
vermieden und Gewünschtes er-
reicht wird“. Die Kosten für Um-
weltbelastungen und -risiken
müssten den Verursachern in
Rechnung gestellt werden und
nicht den Steuerzahlern. Um-
weltfreundliche Produktion
müsse sich für Unternehmen im
Wettbewerb auszahlen.

In der Energiepolitik gibt es
Streit über die Förderung der er-

neuerbaren Energien. FDP-Ge-
neralsekretär Patrick Döring for-
derte eine Überprüfung der För-
dermechanismen. Die Kürzung
der staatlichen Zuwendungen
für die Solarindustrie sei ein
„erster, notwendiger Schritt“. Er
hoffe, „dass die Unions- und
SPD-geführten Bundesländer
jetzt nach den mahnenden Wor-
ten des Präsidenten ihren Wider-
stand gegen diese notwendigen
Reformen aufgeben“.

Bundesumweltminister Peter
Altmaier (CDU) lehnt derweil
Forderungen nach der Einset-
zung eines Energieministers ab.
„Er wäre wahrscheinlich der
ärmste Minister dieser Regie-
rung“, sagte Altmaier. Ange-
sichts der Komplexität der Ener-
giewende, an der fünf Ministeri-
en beteiligt seien, sei dieser Weg
nicht zielführend. Das liege
auch am Abstimmungsbedarf
mit den Ländern. Aus den Rei-
hen der Energiewirtschaft hatte
es Kritik an einem unkoordinier-
tes Vorgehen gegeben. − dapd

Energiewende: Gauck
warnt vor Planwirtschaft

Passau. Professor Claudia
Kemfert, Energieexpertin des
Deutschen Instituts für Wirt-
schaftsforschung (DIW), betont
im PNP-Interview, dass die
Energiewende ein Langfristpro-
jekt sei. Nun komme es darauf
an, dass der Staat die richtigen
Anreize setzt und den Ausbau
der Netze steuert.

Bundeswirtschaftsminister
Philipp Rösler sieht die Ener-
giewende ein Jahr nach dem
Start auf einem gutem Weg.
Klingt ein wenig nach Pfeifen
im Walde, oder?

Claudia Kemfert: Ich denke
auch, dass man auf einem guten
Wege ist. Es wird auch viel über-
dramatisiert. Die erneuerbaren
Energien wachsen weiter und
auch der Netzausbau kommt
voran, wenn auch langsamer als
geplant. Die Energiewende ist
ein Langfristprojekt, man
braucht Geduld und keine tägli-
che Panikmache. Wichtig ist,
dass die Netze weiter ausgebaut
werden, mehr zur Verbesserung
der Energieeffizienz getan wird,
dass man ein kluges Marktde-
sign einrichtet und die Transpa-
renz und Information erhöht.

Bundespräsident Joachim
Gauck warnt vor zu viel Plan-
wirtschaft bei der Energiewen-
de. Sie werde nicht mit einem
Übermaß an Subventionen ge-
lingen. Wird es der Markt
schon richten?

Kemfert: Wir benötigen ein klu-
ges Marktdesign, welches aus-
reichend finanzielle Anreize für

„Es wird viel überdramatisiert“

Investitionen in neue Kraftwer-
ke, intelligente Netze und de-
zentrale Stromerzeugung er-
möglicht. Dazu gehört das Opti-
mieren von Angebot und Nach-
frage. Ein solches Marktdesign
kann beispielsweise über mehr-
jährige Verträge regelt werden,
wo Kapazitäten sowohl ange-
bots- als auch nachfrageseitig
gehandelt werden können.

Der notwendige Ausbau der
Infrastruktur – von den Net-
zen bis zu den Kraftwerken –
lässt auf sich warten. Ist der
Zeitplan nicht schon jetzt ob-
solet?

Kemfert: Nein absolut nicht.
Wichtig ist, dass man bei priori-
tären Projekten gegebenenfalls

steuernd eingreift. Wichtig sind
Stromautobahnen von Nord
nach Süd sowie dezentrale Net-
ze. Je mehr für die effektive
Steuerung sowie für die Strom-
speicherung getan wird, desto
weniger Kilometer Netze müs-
sen überhaupt ausgebaut wer-
den.

Nicht nur die deutsche Mono-
pol-Kommission warnt vor ei-
nem „Kosten-Tsunami“. Müs-
sen sich die Verbraucher auf
kräftige Preiserhöhungen ein-
richten?

Kemfert: Die Strompreise wer-
den sicherlich steigen. Das wür-
den sie aber im Übrigen auch oh-
ne Energiewende, da fossile
Energien immer teurer werden.
Die Frage ist wie stark die Umla-
ge zur Förderung erneuerbarer
Energien steigt. Preissenkend
wirkt übrigens der Börsenpreis
für Strom, dieser sinkt mit der
Zunahme von erneuerbaren
Energien. Diese Senkung müss-
te bei Industrie und Verbraucher
auch ankommen.

Die Länder laufen Sturm ge-
gen die Kürzung der Solarför-
derung. Droht hier das Aus ei-
ner Zukunftsbranche in
Deutschland?

Kemfert: Die Branche leidet an
massiver Konkurrenz aus Asien,
Kostendruck und Überkapazitä-
ten. Eine Marktbereinigung war
zu erwarten, aber man sollte al-
les tun, um innovative Unter-
nehmen in Deutschland zu hal-
ten.

Interview: Andreas Herholz

DIW-Expertin Kemfert sieht Energiewende auf einem guten Weg

Berlin. Zu viel Verwaltung
und zu wenig Zeit für Patienten
− immer mehr Kassenärzte be-
klagen Engpässe in ihren
Sprechstunden. Zwei von drei
niedergelassenen Ärzten gaben
in einer Umfrage an, nicht aus-
reichend Zeit für Patienten zu
haben. Nach dem gestern in Ber-
lin vorgelegten „Ärztemonitor“,
für den 11 000 Haus- und Fach-
ärzte sowie Psychotherapeuten
befragt wurden, herrsche „trotz
einer starken Arbeitsbelastung
insgesamt eine hohe Arbeitszu-
friedenheit“. Der Berufsstand
ziehe „seinen Selbstwert nicht
nur aus materiellen Aspekten“,
betonte Andras Köhler, Chef der
Kassenärztlichen Bundesverei-
nigung (KBV). Im Schnitt arbei-
teten Haus- und Fachärzte mehr
als 55 Stunden in der Woche und
behandeln 42 Patienten am Tag.
Bei Hausärzten entfielen davon
60 Prozent auf Patientensprech-
stunden, bei Fachärzten seien es
62 Prozent. Beruf und Privatle-
ben sehe die Mehrzahl als nicht
oder eingeschränkt vereinbar.

Der Umfrage zufolge sind 43
Prozent der befragten Ärzte je-
doch unzufrieden mit ihrem Ein-
kommen. Der Zufriedenheits-
grad von 56 Prozent entspreche
aber etwa dem Bevölkerungs-
durchschnitt, hieß es. In Ost-
deutschland (ohne Berlin) hät-
ten 66 Prozent der Befragten kei-
nen Grund zur Klage, im Westen
seien es 55 Prozent. KBV-Chef
Köhler kritisierte: „Ärzte brau-
chen wieder Freiräume, um für
ihre Patienten da sein zu kön-
nen. Das Motto muss lauten:
versorgen statt verwalten.“

− dpa

Ärzte sind
zufrieden, aber

ständig in Zeitnot

Der gestern getötete Al-Kaida-
Terrorist Abu Jahja al-Libi in ei-
nem Video von 2009. − F.: dpa

Die inhaftierte ehemalige Regierungschefin Julia Timoschenko wünscht sich eine Verlegung in ein
Kiewer Krankenhaus oder in Hausarrest. „Das würde sicher die Gesamtsituation verbessern und die
Therapierbarkeit deutlich vereinfachen“, sagt Charité-Chef Karl Einhäupl (kl. Bild). − Fotos: dpa

Praxisunterricht: Bundespräsident Joachim Gauck (M.) und Um-
weltminister Peter Altmaier (l.) lassen sich auf der „Woche der Um-
welt“ ein „Jugend forscht“-Experiment erklären. − Foto: dapd

Je mehr erneuerbare Energien
es gibt, desto geringer ist der
Börsenpreis für Strom, wirbt
Energieexpertin Claudia Kemfert
für mehr Effizienz. − F.: dpa


